
  

      Stadt Werl Werl, den 11.03.2014 

Der Bürgermeister 
 
 
 
 

 
An die 

Damen und Herren 
des Rates der Stadt Werl 
 

 
 

 
 
 

 
Sitzung des Rates Nr. 3/2014 
 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

zu einer Sitzung des Rates der Stadt Werl am 
 

Donnerstag, 20.03.2014, 18.00 Uhr,  
im Sitzungssaal des Rathauses, 

 

lade ich Sie herzlich ein.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
(Grossmann) 

 



  

Sitzung des Rates der Stadt Werl Nr. 3/2014 am 20.03.2014 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
Tagesordnung: 
 
TOP Vorlage Tagesordnungspunkt 
 Nr.     Nr.  
 1  Feststellung der fristgerechten und ordnungsgemäßen Einla-

dung sowie der Beschlussfähigkeit; Hinweis auf das Mitwir-
kungsverbot gem. § 31 GO 

 
 2  Einwohnerfragestunde  

 
 3 1001 Beitritt zur interkommunalen Einkaufsgemeinschaft des Städte-  
   und Gemeindebundes NRW (KoPart eG) 

 
 4 1007 Ortswappen für Holtum 

 
 5 1003 Bildung eines Integrationsrates für die Stadt Werl 

hier: Erlass einer Wahlordnung für die Wahl der direkt in den 

Integrationsrat zu wählenden Mitglieder 
 

 6  Mitteilungen 
  1005 Ermächtigungsübertragungen 2013 
 

 7  Anfragen 
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S t a d t  W e r l        Beschlussvorlage 
Der Bürgermeister 

Vorlage-Nr.    1001 
TOP                      

zur  öffentlichen  nicht öffentl. Sitzung des 
       
 Hauptausschusses 

 Rates  

am 
      

06.03.2014 
20.03.2014 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja                          nein 

Zustimmung 
 ist beantragt         liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt  ja    nein (Begründg. s. Sachdarstellung)   nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen                nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein   einmalig   jährlich in Höhe von 750,00 €  
Haushaltsmittel stehen   nicht   nur   mit 750,00 € zur Verfügung bei Sachkonto  
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen    nein  jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                                   nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen 
durchschnittlichen Zinssatzes von      %        nein    jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 
20.02.2014 

Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10  20 FBL Allg. 
Vertreter 

BM 

AZ   10-Kln.      
 

Sachdarstellung: 
 

Beitritt zur interkommunalen Einkaufsgemeinschaft des Städte- und         

Gemeindebundes NRW (KoPart eG) 
 
Am 14.06.2012 wurde auf Initiative des nordrhein-westfälischen Städte- und       
Gemeindebundes (StGB NW) gemeinsam mit einigen Kommunen sowie der        
Kommunal- und Abwasserberatung NRW GmbH (KuA-NRW) die interkommunale  
Einkaufsgemeinschaft KoPart eG (=Kommunal und Partnerschaftlich) gegründet. Die 
Einkaufsgemeinschaft wird in der Rechtsform einer eingetragenen Genossenschaft 
betrieben.  
 
Mit Blick auf die finanzielle Situation und angespannte Haushaltslage zahlreicher 
Kommunen hat sich die KoPart eG zum Ziel gesetzt, durch eine Bündelung von     
Nachfragen (Zusammenfassung von Ausschreibungen und gemeinsamer Einkauf) 
günstigere Konditionen sowie eine Senkung von Beratungskosten für die beigetrete-
nen   Kommunen zu erlangen. Damit soll insgesamt eine Kostenoptimierung aber auch 
ein   optimaler Einsatz der zur Verfügung stehenden Personalressourcen erreicht  
werden.  Darüber hinaus soll das spezifische Fachwissen genutzt und die Rechtssi-
cherheit in Ausschreibungsverfahren (z.B. bei EU-weiten Ausschreibungen) erhöht 
werden.  
 
Das Leistungsspektrum der Genossenschaft umfasst insbesondere die Beschaffung 
von Massengütern durch Sammelausschreibung (z.B. Büromaterial) sowie die      
Beschaffung von Einzelgütern oder Dienstleistungen durch Individualausschreibung 
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(z.B. Reinigungsleistungen). KoPart eG kann in Abstimmung mit den Mitgliedern   
folgende Leistungen übernehmen bzw. Unterstützung anbieten:    Entwicklung von Leistungsverzeichnissen  Erarbeitung von Bewerbungsbedingungen  Entwurf von Verdingungsunterlagen  Bewertung eingehender Angebote  Erstellung von Entwürfen für Vergabevermerke sowie für Bekanntmachungen 

und Informationen an Bieter 
 

Die Kommune bleibt als Auftraggeber erkennbar und trifft auch die Letztentschei-
dung, d.h. das Entscheidungsrecht verbleibt bei der Stadt Werl. Vor jeder „Beauftra-
gung“ wird es ein Angebot geben, damit entschieden werden kann, ob KoPart eG be-
auftragt werden soll. 

  
Darüber hinaus bietet die Genossenschaft folgende Vorteile:  Zahlung eines einmaligen Mitgliedsbeitrages (bei Austritt Rückzahlung)  keine laufenden Beiträge  keine Nachschusspflicht  keine weitere Haftung der Mitglieder über den eingezahlten Anteil hinaus   weitere Kosten entstehen nur bei Inanspruchnahme von Leistungen der Genos-

senschaft (%-Anteil der Nettoauftragssumme je Ausschreibung bzw. Beratung, 
je nach Art der zu beschaffenden Leistung)  kein genereller Bezugszwang  Chance auf Rückfluss von Überschüssen an die Kommunen   einfacher Eintritt, einfacher Austritt   Nutzung einer elektronischen Vergabeplattform  Erfahrungsaustausch mit anderen Mitgliedern 

 
Weitere Informationen sowie der Satzungstext finden sich unter www.kopart.de.   
 
Nach den Regelungen des § 41 GO NRW entscheidet der Rat über den Beitritt zu einer 
Genossenschaft. Der Beitritt muss darüber hinaus gemäß § 115 GO NRW bei der 
Kommunalaufsicht angezeigt werden. Das Ministerium für Inneres und Kommunales 
NRW hat die Bezirksregierung Arnsberg zur zuständigen Aufsichtsbehörde für alle 
Städte und Gemeinden in NRW bestimmt. Die kommunalverfassungsrechtlichen    
Voraussetzungen der §§ 107 und 108 GO NRW sind nach Prüfung durch den Städte- 
und Gemeindebund NW als erfüllt anzusehen. Dieser Auffassung schloss sich zwi-
schenzeitlich die Bezirksregierung Arnsberg an.  
 
Mit Blick auf die geringen Kosten sowie des geringen Risikos bei gleichzeitigen    
Chancen auf eine potentielle Kostenoptimierungen und Verbesserung der kommunalen 
Bedarfsdeckung wird empfohlen, der interkommunalen Einkaufsgenossenschaft KoPart 
eG beizutreten. Die Finanzierung der Investitionsmaßnahme ist im Rahmen der Ge-
samtdeckung gesichert.   
 
Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, dass die Stadt Werl zum nächstmöglichen Zeitpunkt der inter-
kommunalen Einkaufsgemeinschaft des Städte- und Gemeindebundes NRW (KoPart 
eG) beitritt und Mitgliedsanteile i.H.v. einmalig 750,00 € erwirbt. 
 
Bürgermeister Michael Grossmann wird bevollmächtigt, alle Erklärungen abzugeben 
bzw. entgegenzunehmen, die für den Beitritt der Stadt Werl erforderlich sind, und 

http://www.kopart.de/
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gleichzeitig beauftragt, die Stadt Werl in der Generalversammlung der Genossenschaft 
zu vertreten.      
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S t a d t  W e r l        Beschlussvorlage 
Der Bürgermeister 

Vorlage-Nr.    1003 
TOP                I/ 

zur  öffentlichen  nicht öffentl. Sitzung des 
       
 Hauptausschusses 

 Rates  

am 
      

 

20.03.14 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja                          nein 

Zustimmung 
 ist beantragt         liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt  ja    nein (Begründg. s. Sachdarstellung)   nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen                nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein   einmalig   jährlich in Höhe von €  
Haushaltsmittel stehen   nicht   nur   mit 25.000 € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen    nein  jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                                   nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen 
durchschnittlichen Zinssatzes von      %        nein    jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 27.01.14 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1-Fa  20 FBL Allg. 
Vertreter 

BM 

AZ   11 24 61      
 

Bildung eines Integrationsrates für die Stadt Werl 

hier: Erlass einer Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu 
wählenden Mitglieder 
 

1. Sachstand 
 

Nach § 27 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ist in Gemeinden 
mit mindestens 5.000 ausländischen Einwohnern ein Integrationsrat zu bilden. In 
Gemeinden mit mindestens 2.000 ausländischen Einwohnern ist ein Integrations-
rat zu bilden, wenn dies mindestens 200 Wahlberechtigte beantragen. Zum 
31.12.2013 waren in der Stadt Werl 3.015 Einwohner mit anderer Staatsangehö-
rigkeit gemeldet. Eine gesetzliche Verpflichtung zur Einrichtung eines Integrati-
onsrates besteht somit für die Stadt Werl nicht.  
 
Am 27. Februar 2014 wurde eine Unterschriftenliste mit 365 Unterschriften 
eingereicht, mit denen die Bildung eines Integrationsrates in der Stadt Werl be-
antragt wird. Diese Unterschriften wurden durch das Bürgerbüro überprüft und 
328 wurden davon als zulässig gekennzeichnet. Die für die Bildung eines Integra-
tionsrates erforderlichen Unterschriften von 200 Wahlberechtigten wurden somit 
erbracht.  
 
Als Wahltermin wird seitens der Landesregierung grundsätzlich der 25. Mai vor-
gegeben, sofern nicht besondere Umstände eine spätere Wahl bedingen. Da die 
Unterschriftenliste frühzeitig eingereicht wurde, wird vorgeschlagen, die Wahl 
des Integrationsrates analog zur Europa- und Kommunalwahlen am 25. Mai 2014 
durchzuführen. Daraus ergibt sich folgender Zeitplan: 
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2. Vorgesehener Zeitplan 

 

Zeitrahmen Aufgabe 
 Spätestens 
25. Februar 

Zeitpunkt, zu dem Wahlbewerber im Wahlgebiet ihre Woh-

nung haben müssen  

 direkt im Anschluss Bekanntmachung des Wahltermins  

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
 im Anschluss  Einreichung der Wahlvorschläge durch die Bewerber 

(eine frühzeitige Einreichung wird empfohlen, damit etwai-
ge Fehler noch behoben werden können) 

 07. April, 18 Uhr Letzter Termin zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
 10. April Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der 

Wahlvorschläge 
 20. April Eintragung der Wahlberechtigten von Amts wegen 
 04. Mai bis 23. Mai  Möglichkeit der Briefwahl 

Beantragung im Wahlamt der Stadt Werl 
 21. April bis 9. Mai Eintragung der Wahlberechtigten auf Antrag (neu 

Hinzugezogene) 
 04. Mai  Zeitpunkt bis zu dem die Versendung der Wahlbenach-

richtigungskarten an die Wahlberechtigten erfolgt 
 05. bis 09. Mai Möglichkeit der Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis 
 9. Mai Zeitpunkt, zu dem der Wahlberechtigte im Wahlgebiet sei-

ne Wohnung haben muss 
spätestens bis zum 
13. Mai 

Spätester Zeitpunkt für den Antrag auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis von Wahlberechtigten mit deutscher und 
ausländischer Staatsangehörigkeit 

 25. Mai 2014 
8 Uhr – 18 Uhr 

Wahltag, Wahlzeit 
 

 
3. Einteilung des Stadtgebietes in Wahlbezirke 

 
Der Bürgermeister der Stadt Werl legt die Einteilung des Stadtgebietes in Wahl-
bezirke fest. Das Gebiet der Stadt Werl wird wie bei der Wahl zum Integrations-
ausschuss im Jahr 2010 nicht in Wahlbezirke unterteilt. Die Stimmabgabe soll in 
einem zentralen Wahllokal stattfinden (Walburgisschule, barrierefrei).  
Auf Grund der Größenordnung der Stadt Werl und der damit verbundenen Anzahl 
an Wahlberechtigten ist die Aufteilung des Stadtgebietes in 19 Wahlbezirke ana-
log zur Kommunalwahl für die Wahl des Integrationsrates problematisch. Zum 
31.12.2013 waren in der Stadt Werl 3.015 Einwohner mit anderer Staatsan-
gehörigkeit gemeldet. Bei dieser geringen Anzahl an Wahlberechtigten und an-
gesichts der geringen Wahlbeteiligung im Jahr 2010 ist davon auszugehen, dass 
in den einzelnen Wahllokalen (zum Beispiel in den Ortschaften) nur wenige Wäh-
ler ihre Stimme abgeben würden. Die Stimmauszählung im Wahllokal ist bei die-
ser geringen Wählerzahl aufgrund der Wahrung des Wahlgeheimnisses nicht zu-
lässig. Daher müssten aus allen Wahllokalen die Wahlurnen am Ende des Wahl-
tages abgeholt und die Auszählung an einem zentralen Ort und zu einem späte-
ren Zeitpunkt durchgeführt werden. 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass bei 25 Wahllokalen eine flächendeckende Un-
terstützung bei Sprachschwierigkeiten (z.B. Fragen zur Wahlberechtigung oder 
den Stimmzetteln) nicht garantiert werden kann.  
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Es ist daher beabsichtigt, das Wahllokal zentral in der Walburgisschule einzurich-
ten. Mit Ende des Wahltages kann durch den Wahlvorstand direkt die Auszählung 
der Stimmen (inklusive der Briefwahlunterlagen) erfolgen. Das Wahlergebnis der 
Integrationsratswahlen kann somit bereits am Wahltag ermittelt werden. 
 
 

4. Stellenplan 2015 
Die Betreuung des künftigen Integrationsrates erfordert zusätzlichen Personalbe-
darf. Die bisher für die Begleitung des Integrationsausschusses verfügbare Per-
sonalkapazität wird künftig nicht mehr ausreichen.  
Um eine sachgerechte Betreuung und Geschäftsführung des Integrationsrates 
sicher zu stellen, wird davon ausgegangen, dass hierfür ein wöchentliches Stun-
denkontingent von 15 Stunden vorzuhalten sein wird. Dies erfordert Personal-
aufwendungen in Höhe von ca. 25.000 Euro. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Rat beschließt: 
 

1. Die als Anlage 1 angefügte Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integ-
rationsrat zu wählenden Mitglieder. 

 
2. Die Einteilung des Stadtgebietes in einen Wahlbezirk wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
 

3. Die Gesamtzahl der Mitglieder des Integrationsrates wird auf 15 festgelegt. 
Die Höchstzahl der direkt zu wählenden Migrantenvertreter/-innen wird auf 9 
und die Höchstzahl der Vertreter/-innen des Rates wird auf 6 festgesetzt.   

 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, in den Stellenplan 2015 ein wöchentliches 
Stundenvolumen von 15 Stunden einzuplanen und die erforderlichen Perso-
nalaufwendungen im Haushaltsplan 2015 bereit zu stellen.  

 

5. Vor dem Hintergrund des Ratsbeschlusses vom 30.01.2014 wird die Verwal-
tung dem neu gewählten Rat Vorschläge über die Verteilung von Kompeten-
zen und Aufgaben vorlegen.  
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Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu wählen-

den Mitglieder 

 

Aufgrund der §§ 7, 27 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 
666/SGV NW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 
(GV. NRW S. 878) in der jeweils geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Werl 
am ………. die folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 Wahlgebiet  
Das Wahlgebiet ist das Gebiet der Stadt Werl.   
 

 

§ 2 Wahlorgane  
Wahlorgane sind  
1 der Wahlleiter,  
2 der Wahlausschuss,  
3 für den Stimmbezirk der Wahlvorstand,  
4 für die Briefwahl der Briefwahlvorstand.  
 
 

§ 3 Wahlleiter  
Der Wahlleiter der Stadt Werl ist der Bürgermeister oder in seiner Abwesenheit 
der Allgemeine Vertreter. Der Wahlleiter ist für die ordnungsgemäße Vorberei-
tung und Durchführung der Wahl zuständig, soweit nicht gesetzliche Vorgaben 
und/oder diese Wahlordnung bestimmte Zuständigkeiten anderen Wahlorganen 
übertragen.  
 

 

§ 4 Wahlausschuss  
1. Der Wahlausschuss für die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu wählen-

den Mitglieder ist der Wahlausschuss für die Gemeindewahlen.  
 
2. Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge und 

stellt das Gesamtergebnis der Wahl fest.  
 
 

§ 5 Wahlvorstand/Briefwahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit  
1. Der Wahlvorstand/Briefwahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher/ Brief-

wahlvorsteher, dem stellvertretenden Wahlvorsteher/ Briefwahlvorsteher und 
drei bis sechs Beisitzern/ Beisitzerinnen. Aus dem Kreis der Beisit-
zer/Beisitzerinnen wird ein Schriftführer/eine Schriftführerin und ein stellver-
tretender Schriftführer/stellvertretende Schriftführerin bestellt.  

 
2. Der Bürgermeister beruft die Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem Wahlvor-

stand können neben Wahlberechtigten nach § 6 auch Bürger/ Bürgerinnen 
angehören.  

 
3. Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 

gibt die Stimme des Wahlvorstehers/der Wahlvorsteherin den Ausschlag.  
 
4. Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus.  
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§ 6 Wahlberechtigung  

1. Wahlberechtigt für die Wahl des Integrationsrates ist, wer  
a) nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist,  
b) eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,  
c) die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder  
d) die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehörig-

keitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-
1, veröffentlichen bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBL. I S. 3458) erworben hat.  

 

2. Darüber hinaus muss die Person am Wahltag  
a) 16 Jahre alt sein,  
b) sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und  
c) mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Stadt Werl ihre 

Hauptwohnung haben.  
 

3. Wahlberechtigte Personen nach Absatz 1 Buchstaben c) und d) müssen sich 
bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen.  

 

 

§ 7 Wahlrechtsausschluss  
Nicht wahlberechtigt sind Ausländer, 
1. auf die das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 Absatz 2, Nummern 2 und 3 

keine Anwendung findet oder  
2. die Asylbewerber sind.  
 
 

§ 8 Wählbarkeit  
1. Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 6 sowie alle Bürger/-innen der 

Stadt Werl, die  
- am Wahltag 18 Jahre alt sind und  
- mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in der Stadt Werl ihre Haupt-
wohnung haben.  

 
2. Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesre-

publik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffent-
licher Ämter nicht besitzt.  

 
 

§ 9 Wahltag und Wahlzeit  
1. Die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates findet am Tag der Kommunal-

wahl statt (25.05.2014).  
 

2. Die Wahllokale öffnen in der Zeit von 08.00 bis 18.00 Uhr.  
 
 

§ 10 Wahlvorschläge  
1. Der Wahlleiter fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung auf.  
 
2. Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bür-

gern/Bürgerinnen (Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten 
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sowie Bürgern/Bürgerinnen (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder 
Wahlvorschlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag einreichen.  

 
3. Als Wahlbewerber/Wahlbewerberin kann jeder Wahlberechtigte sowie jeder 

Bürger/jede Bürgerin der Stadt benannt werden, sofern er seine Zustimmung 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.  

 
4. Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Einzelbewerber können Stellver-

treter benannt werden.  
 
5. Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung 

in entsprechender Anwendung des § 45 Abs. 1 KWahlG, so dass an die Stelle 
des verhinderten gewählten Bewerbers der für ihn auf der Liste aufgestellte 
Ersatzbewerber tritt, falls ein solcher nicht benannt ist bzw. dieser auch ver-
hindert ist, der Listennächste tritt. In Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern 
kann ein Stellvertreter benannt werden, welcher den Bewerber im Falle sei-
ner Wahl vertreten und im Falle seines Ausscheidens ersetzen kann.  

 
6. Jeder Listenwahlvorschlag muss den Nachweis enthalten, dass die Benen-

nung und Aufstellung der Bewerber/Bewerberinnen nach demokratischen 
Grundsätzen erfolgt ist.  

 
7. Der Wahlvorschlag muss Vor-und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, 

das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung des Wahl-
bewerbers/der Wahlbewerberin enthalten. Sofern Stellvertreter benannt wer-
den, so sind diese ebenfalls mit den Angaben nach Satz 1 aufzuführen.  

 
8. Jeder Wahlvorschlag muss als “Listenwahlvorschlag" oder als “Einzelbewer-

bern/Einzelbewerberin" gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des Wahl-
vorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des ersten 
Bewerbers/der ersten Bewerberin an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeich-
nung. 

  
9. Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die der Wahlleiter 

bereithält.  
 
10. Wahlvorschläge können bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, beim 

Wahlleiter eingereicht werden. Der Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge und 
legt sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor. 

  
11. Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 39. Tage vor der Wahl über 

die Zulassung der Wahlvorschläge. Für die Zurückweisung von Wahlvorschlä-
gen gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend.  

 
12. Die zugelassenen Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter mit den in Abs. 7 

genannten Merkmalen, jedoch ohne Tag und Monat der Geburt, bekannt ge-
macht.  
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§ 11 Stimmzettel  
1. Die Einzelbewerber/Die Einzelbewerberinnen werden mit Namen und Vorna-

men in den Stimmzettel aufgenommen. Sofern ein Stellvertreter/eine Stell-
vertreterin im Wahlvorschlag benannt und zugelassen worden ist, wird die-
ser/diese ebenfalls mit Namen und Vornamen in dem Stimmzettel aufge-
nommen.  
 

2. Die Listenwahlvorschläge werden mit der Bezeichnung des Wahlvorschlages 
sowie mit der Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusätzlich werden Familien-
name und Vorname der ersten fünf auf der Liste genannten Bewerber/innen 
aufgeführt.  

 
3. Die Wahlvorschläge erscheinen in der Reihenfolge des Eingangs der Unterla-

gen, die für einen gültigen Wahlvorschlag erforderlich sind, beim Wahlleiter 
auf dem Stimmzettel.  

 
 

§ 12 Wählerverzeichnis  
1. Es  wird ein Wählerverzeichnis geführt.  
 
2. In das Wählerverzeichnis werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, 

bei denen am 35. Tag vor der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlbe-
rechtigt sind. Die Wahlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis 
zum 21. Tag vor der Wahl.  

 
3. Für wahlberechtigte Personen nach § 6 Absatz 1 Buchstaben c) und d) gilt § 

6 Abs. 3 dieser Wahlordnung (Eintragung in das Wählerverzeichnis erforder-
lich).  

 
4. Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis mit Familien-und Vornamen, 

Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit und Anschrift aufgeführt. Das Wählerver-
zeichnis wird unter fortlaufender Nummer nach Straßen und Hausnummern 
alphabetisch angelegt.  

 
5. Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während 

der allgemeinen Öffnungszeiten der Stadt Werl zur Einsichtnahme bereitge-
halten. Zeit und Ort der Bereithaltung zur Einsichtnahme werden öffentlich 
bekannt gemacht.  

 
6. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann inner-

halb der Einsichtsfrist bei der Stadt Werl Einspruch einlegen. Über den Ein-
spruch entscheidet der Bürgermeister. Gegen die Entscheidung des Bürger-
meisters kann binnen drei Tagen nach Zustellung Beschwerde eingelegt wer-
den, über die die Aufsichtsbehörde entscheidet.  

 

 

§ 13 Durchführung der Wahl  
1. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis des Stimmbezirks eingetra-

gen ist oder einen Wahlschein hat.  
 
2. Jeder Wähler/Jede Wählerin hat eine Stimme.  
 
3. Auf Verlangen hat der Wähler/die Wählerin sich gegenüber dem Wahlvor-
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stand über seine Person auszuweisen.  
 
4. Bei der Briefwahl hat der Wähler/die Wählerin dem Bürgermeister/der Bür-

germeisterin in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag  
 
a) seinen Wahlschein,  

 

b) in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag seinen Stimmzet-
tel so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 16 Uhr 
bei ihm eingeht.  

 
Auf dem Wahlschein hat der Wähler/die Wählerin dem Bürgermeister/der Bür-
germeisterin an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder 
gemäß dem erklärten Willen des Wählers/der Wählerin gekennzeichnet worden 
ist.  
 

 

§ 14 Stimmzählung  
1. Nach dem Ende der Wahlzeit wird zunächst anhand des Wählerverzeichnisses 

und der eingenommenen Wahlscheine die Anzahl der abgegebenen Stimmen 
festgestellt. Diese Zahl wird mit den in der Urne befindlichen Stimmzetteln 
verglichen. Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jeden 
Wahlvorschlag entfallenden Stimmen ermittelt. Anschließend wird das Brief-
wahlergebnis in gleicher Weise festgestellt.  

 
2. Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der für die Auszählung gebildete 

Wahlvorstand.  
 
3. Für die Ungültigkeit von Stimmen gilt § 30 des Kommunalwahlgesetzes in der 

jeweils geltenden Fassung.  
 
4. Über die Auszählung der Stimmen ist eine Niederschrift zu fertigen.  
 
 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung  
1. Der Wahlausschuss stellt - nach vorangegangener Vorprüfung der Wahlnie-

derschrift auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit durch den Wahlleiter - 
unverzüglich nach der Wahl das Wahlergebnis und die Sitzverteilung nach 
dem Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte Laguë /Schepers fest. Er 
ist dabei an die Entscheidung der Wahlvorstände gebunden, jedoch berech-
tigt, Rechenfehler zu berichtigen. Bei gleichen zu berücksichtigenden Zahlen-
bruchteilen bis zu vier Stellen nach dem Komma entscheidet das vom Wahl-
leiter zu ziehende Los. 

 
2. Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze, als Bewerber 

benannt sind, bleiben diese Sitze unbesetzt.  
 
3. Der Wahlleiter gibt die Namen der gewählten Bewerber öffentlich bekannt, 

benachrichtigt die gewählten Bewerber durch Zustellung und fordert sie 
schriftlich auf, die Wahl binnen einer Woche anzunehmen. Für die Annahme-
erklärung, den Mandatsverlust (einschließlich Verzicht) und die Ersatzbe-
stimmung gelten die Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in der je-
weiligen Fassung entsprechend.  
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§ 16 Wahlprüfung  

Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in 
der jeweiligen Fassung entsprechend.  
 

 

§ 17 Fristen  
Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder 
verändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder der Termin auf 
einen Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen oder staatlichen Feiertag 
fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen.  
 

 

§ 18 Anzuwendende Vorschriften  
Für die Wahl zum Integrationsrat gelten unbeschadet dieser Wahlordnung die §§ 
2, 5 Absatz 1, §§ 9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des 
Kommunalwahlgesetzes entsprechend.  
 

 

§ 19 Amtssprache  
Die Amtssprache ist deutsch.  
 

 

§ 20 Inkrafttreten  
Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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